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3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers wird zurÃ¼ckgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Streitig ist die GewÃ¤hrung von Rente wegen Erwerbsminderung.

Der 1954 geborene KlÃ¤ger absolvierte eine Lehre zum Raumausstatter und war
â�� mit einer lÃ¤ngeren Unterbrechung â�� bis zur Aufgabe des Berufs im Jahr
1991 im Zusammenhang mit einem Sportunfall mit Torsionstrauma des rechten
Kniegelenkes als Raumausstatter und Bodenleger versicherungspflichtig
beschÃ¤ftigt (wegen der Einzelheiten vgl. Blatt 55 der SG-Akte). In der Folgezeit
arbeitete er bis zum Eintritt von ArbeitsunfÃ¤higkeit im MÃ¤rz 2001 als
Maschinenarbeiter. Hierbei handelte es sich um eine angelernte TÃ¤tigkeit mit einer
Anlernzeit von drei bis sechs Monaten (wegen der Einzelheiten vgl. Blatt 283/285
der Rentenakte). Im Juni/Juli 2001 absolvierte er eine stationÃ¤re Heilbehandlung in
der S.-Klinik in Bad S., aus der er als arbeitsunfÃ¤hig, aber mit der
Leistungsbeurteilung entlassen worden war, leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten
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kÃ¶nnten bei Beachtung weiterer qualitativer EinschrÃ¤nkungen mindestens sechs
Stunden am Tag verrichtet werden (wegen der Einzelheiten vgl. den Reha-
Entlassungsbericht vom 11.7.2001).

Am 14.2.2002 beantragte der KlÃ¤ger die GewÃ¤hrung von Rente wegen
Erwerbsminderung.

Die von der Beklagten veranlasste internistisch/sozialmedizinische Begutachtung
(Gutachten Dr. D. vom 15.5.2002) erbrachte ein unter dreistÃ¼ndiges
LeistungsvermÃ¶gen in der zuletzt ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit und ein mindestens
sechsstÃ¼ndiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten
(wegen der Einzelheiten Blatt 43/61 der Rentenakte). Dr. R. gelangte in seinem
ebenfalls auf Veranlassung der Beklagten erstellten orthopÃ¤dischen Gutachten
vom 10.5.2002 zu einer vergleichbaren LeistungseinschÃ¤tzung (Blatt 63/93 der
Rentenakte).

Hierauf gestÃ¼tzt lehnte die Beklagte den Rentenantrag mit Bescheid vom
24.5.2002 ab und wies den hiergegen erhobenen Widerspruch nach DurchfÃ¼hrung
weiterer Ermittlungen und Einholung von Ã¤rztlichen Stellungnahmen von Dr. D.
und Dr. H. (wegen der Einzelheiten vgl. Blatt 289/291 der Rentenakte) mit
Widerspruchsbescheid vom 8.10.2002 zurÃ¼ck.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 22.10.2002 beim Sozialgericht Karlsruhe Klage
erhoben, mit der er sein Rentenbegehren weiterverfolgt hat. Das Gericht hat den
Rechtsstreit mit Beschluss vom 5.11.2002 an das Ã¶rtlich zustÃ¤ndige Sozialgericht
Mannheim (SG) verwiesen.

Der KlÃ¤ger hat zur BegrÃ¼ndung seiner Klage vorgebracht, er sei hauptsÃ¤chlich
wegen der bei ihm vorliegenden orthopÃ¤dischen Befunde so weitgehend
beeintrÃ¤chtigt, dass er auch leichte Arbeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes nur
noch weniger als sechs Stunden am Tag verrichten kÃ¶nne. Ferner habe er im Jahr
1991 seinen erlernten Beruf aus GesundheitsgrÃ¼nden aufgegeben.

Das SG hat die behandelnden Ã�rzte als sachverstÃ¤ndige Zeugen befragt. Der
Internist und Gastroenterologe Prof. Dr. S. hat in seinem Bericht vom 18.1.2003
wegen der beim KlÃ¤ger bestehenden Refluxkrankheit nur noch TÃ¤tigkeiten mit
leichter kÃ¶rperlicher Belastung (bis 10 kg) fÃ¼r mÃ¶glich erachtet. Der
Allgemeinmediziner Dr. D. hat in seiner Stellungnahme vom 26.1.2003 wegen im
Vordergrund stehender orthopÃ¤discher bzw. chirurgischer Befunde nur noch ein
quantitativ eingeschrÃ¤nktes LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r mÃ¶glich erachtet. Aus
HNO-Ã¤rztlicher Sicht hat Dr. S. unter dem 4.2.2003 keine EinschrÃ¤nkung der
tÃ¤glichen Arbeitszeit gesehen. Der OrthopÃ¤de Dr. V. hat in seiner Aussage vom
25.2.2003 Ã¼ber die Behandlung orthopÃ¤discher Befunde berichtet und die
Vermeidung knieender TÃ¤tigkeiten fÃ¼r sinnvoll erachtet. Der Chirurg Dr. T. hat in
seiner Auskunft vom 24.3.2003 die Ansicht vertreten, dass unter BerÃ¼cksichtigung
der im Vordergrund stehenden orthopÃ¤dischen Befunde nur noch eine
vollschichtige PfÃ¶rtnertÃ¤tigkeit in Betracht komme. Ferner hat das SG bei den
behandelnden Ã�rzten ermittelt, ob die Aufgabe des erlernten Berufs im Jahr 1991
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aus gesundheitlichen GrÃ¼nden erfolgt ist (wegen der Einzelheiten wird auf Blatt
77/81, 84/135, 136/137, 146 und 154/195 der SG-Akte Bezug genommen) und hat
berufskundliche Ermittlungen hierzu angestellt (vgl. Blatt 144/145 und 149 sowie
151/153 der SG-Akte).

Sodann hat das SG Beweis erhoben durch Einholung des fachorthopÃ¤dischen
SachverstÃ¤ndigengutachtens von Dr. S. vom 13.1.2004. Der SachverstÃ¤ndige hat
ein muskulÃ¤res Reizsyndrom der HalswirbelsÃ¤ule mit endgradiger
BewegungseinschrÃ¤nkung, jedoch ohne neurologisches Defizit, ein
Muskelreizsyndrom der unteren LendenwirbelsÃ¤ule bei radiologisch nachweisbarer
Osteochondrose L 5/S 1 und kernspintomografisch nachgewiesenem kleinem
Bandscheibenvorfall dort ohne Nervenwurzelreizerscheinungen, einen Zustand nach
endoprothetischer Versorgung des linken HÃ¼ftgelenks bei HÃ¼ftkopfnekrose, eine
Kniegelenksarthrose rechts nach Jahre zurÃ¼ckliegender vorderer Kreuzbandruptur
mit Nahtversorgung und Meniskusteilresektion sowie eine Amputation der
Fingerkuppen D III und D IV rechts diagnostiziert. Schwere kÃ¶rperliche Arbeiten mit
dem Heben und Tragen von Lasten Ã¼ber 15 kg seien nicht mehr mÃ¶glich. Zu
vermeiden seien auch Arbeiten in gebÃ¼ckter Haltung oder in Zwangshaltung.
Unzumutbar seien Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten, auf unebenen BÃ¶den und
kniende TÃ¤tigkeiten sowie TÃ¤tigkeiten in NÃ¤sse und KÃ¤lte. Vollschichtig
zumutbar seien leichte bis mittelschwere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten im Wechsel
zwischen Sitzen, Gehen und Stehen (auch Ã¼berwiegend im Sitzen) mit dem Heben
und Tragen von Lasten bis 15 kg in trockenen und geheizten RÃ¤umen. Hinsichtlich
der Beschwerden im rechten Kniegelenk hat der SachverstÃ¤ndige ein flottes und
sicheres Gangbild festgestellt. Ein Schonhinken habe auch am rechten Knie nicht
festgestellt werden kÃ¶nnen. Bei Ã¤uÃ�erer Betrachtung sei die Muskulatur der
Oberschenkel beidseitig krÃ¤ftig ausgebildet, rechts von der Tendenz her etwas
stÃ¤rker. Es habe keine Schleimhautreizung oder Ergussbildung bestanden und
lediglich eine endgradige BewegungseinschrÃ¤nkung vorgelegen.

Das SG hat die Klage aufgrund der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 26.3.2004 durch
Urteil vom selben Tag abgewiesen.

Es hat unter Darstellung der fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
Erwerbsminderung erforderlichen Voraussetzungen und der hierfÃ¼r
maÃ�gebenden Rechtsvorschriften sowie unter Darstellung der GrundsÃ¤tze zum
Berufsschutz entschieden, dass der KlÃ¤ger noch leichte bis mittelschwere Arbeiten
im Umfang von sechs Stunden tÃ¤glich verrichten kÃ¶nne. Eine Rente wegen
teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit kÃ¶nne der KlÃ¤ger nicht
beanspruchen, weil nicht mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit
rÃ¼ckblickend festgestellt werden kÃ¶nne, dass der KlÃ¤ger im Jahre 1991 seinen
erlernten Beruf krankheitsbedingt habe aufgeben mÃ¼ssen. Auf die
EntscheidungsgrÃ¼nde im Ã�brigen wird Bezug genommen.

Gegen das ihm am 2.4.2004 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 23.4.2004
Berufung eingelegt, mit der er sein Klagebegehren weiterverfolgt. Hinsichtlich
seines Anspruchs auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller Erwerbsminderung
beruft er sich in erster Linie auf die Auskunft seines behandelnden Arztes Dr. D.
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(wegen der Einzelheiten vgl. Blatt 72/83 der LSG-Akte) und ist im Ã�brigen der
Auffassung, dass die gesundheitsbedingte Berufsaufgabe nachgewiesen sei.

Der Senat hat zu Letzterem Ermittlungen bei verschiedenen Versicherungen
durchgefÃ¼hrt (wegen der Einzelheiten vgl. Blatt 18/58 der LSG-Akte).

DemgegenÃ¼ber beruft sich die Beklagte darauf, dass der KlÃ¤ger jedenfalls nach
wie vor in der Lage sei, u. a. TÃ¤tigkeiten als Registrator oder Poststellenmitarbeiter
auszuÃ¼ben, und verweist insoweit auf die Rechtsprechung des erkennenden
Senats. Der KlÃ¤ger weist in diesem Zusammenhang auf die divergierende
Rechtsprechung des Landessozialgerichts Baden-WÃ¼rttemberg hinsichtlich der
Verweisbarkeit von Handwerkern auf TÃ¤tigkeiten als Registrator hin und ist
darÃ¼ber hinaus der Auffassung, dass ihm eine solche TÃ¤tigkeit wegen des
Erfordernisses des hÃ¤ufigen BÃ¼ckens, von Arbeiten in der Hocke, auf Schemeln
und Leitern nicht zumutbar sei.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Mannheim vom 26. MÃ¤rz 2004 aufzuheben und die
Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 24. Mai 2002 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 8. Oktober 2002 zu verurteilen, ihm Rente wegen
Erwerbsminderung zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angegriffene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Beteiligtenvorbringens
wird auf die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge und die Rentenakten der Beklagten
Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig, in der Sache jedoch nicht begrÃ¼ndet. Der
KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung von Rente wegen Erwerbsminderung,
weil er â�� unabhÃ¤ngig von der Frage einer rentenrechtlich relevanten LÃ¶sung
vom erlernten Beruf â�� jedenfalls zur Ã�berzeugung des Senats noch in der Lage
ist, ihm sozial zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeiten mindestens sechs Stunden am
Tag zu verrichten.

Der Senat weist die Berufung im Wesentlichen aus den GrÃ¼nden der
angefochtenen Entscheidung und der BegrÃ¼ndung der streitgegenstÃ¤ndlichen
Bescheide folgend als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck und sieht deshalb insoweit von einer
weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab (Â§ 136 Abs. 3 und Â§ 153 Abs.
2 Sozialgerichtsgesetz [SGG]).
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Auch der Senat erachtet das berufliche LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers, das
unter Zugrundelegung der AuskÃ¼nfte der behandelnden Ã�rzte hauptsÃ¤chlich
durch orthopÃ¤dische Befunde geprÃ¤gt wird, als durch das orthopÃ¤dische
SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. S. geklÃ¤rt.

Danach bedingen die beim KlÃ¤ger vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen lediglich
die BeschrÃ¤nkung auf noch leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten unter
Beachtung der weiteren, in dem SachverstÃ¤ndigengutachten im Einzelnen
aufgefÃ¼hrten qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen. Insbesondere ist nach dem
Gutachten die Annahme einer rentenrechtlich relevanten quantitativen (zeitlichen)
LeistungseinschrÃ¤nkung medizinisch nicht begrÃ¼ndet. Die von Dr. S.
vorgenommene Leistungsbeurteilung ist nach den erhobenen Befunden, bei
kritischer WÃ¼rdigung und der gebotenen Anlegung eines strengen MaÃ�stabes
fÃ¼r den Senat schlÃ¼ssig und nachvollziehbar, weshalb er ihr folgt. Die hiervon
abweichende Leistungsbeurteilung insbesondere durch Dr. D. erachtet der Senat
nach dem Gesamtergebnis des Verfahrens als widerlegt.

Anders als das SG lÃ¤sst der Senat allerdings offen, ob die vom KlÃ¤ger im Jahre
1991 vollzogene LÃ¶sung vom erlernten Beruf des Raumausstatters aus
gesundheitlichen GrÃ¼nden notwendig war bzw. ob der KlÃ¤ger Berufsschutz als
Facharbeiter genieÃ�t und ob er gegebenenfalls nicht mehr in der Lage ist,
TÃ¤tigkeiten im erlernten Berufsbereich ohne das Erfordernis hÃ¤ufigen Kniens (z.
B. Verkauf und Beratung oder Planung) im erforderlichen zeitlichen Umfang zu
verrichten.

Denn der KlÃ¤ger kann jedenfalls subjektiv (sozial) zumutbar auf die
AnlerntÃ¤tigkeit eines Registrators im Ã¶ffentlichen Dienst in der
VergÃ¼tungsgruppe VIII BAT verwiesen werden.

In diese VergÃ¼tungsgruppe sind nÃ¤mlich "Angestellte im BÃ¼ro -, Registratur-,
â�¦ sonstigen Innendienst â�¦ mit schwieriger TÃ¤tigkeit â�¦" eingruppiert (vgl.
hierzu und zur zumutbaren Verweisbarkeit eines zur Gruppe mit dem Leitberuf des
Facharbeiters gehÃ¶renden Berufskraftfahrers auf die TÃ¤tigkeit eines Registrators
BSG vom 27.11.1991 â�� 5 RJ 91/89 â�� und allgemein BSG vom 12.9.1991 â�� 5
RJ 34/90 â�� sowie zur Verweisung eines Maurer-Facharbeiters auf die TÃ¤tigkeit
eines Registrators Urteil des erkennenden Senats vom 19.11.2003 â�� L 3 RJ
2583/03 -).

Diese TÃ¤tigkeit ist ihm mit seinem RestleistungsvermÃ¶gen auch objektiv
(gesundheitlich) zumutbar. Nach einer dem Senat vorliegenden berufskundlichen
Stellungnahme des â�� damaligen â�� Landesarbeitsamtes Baden-WÃ¼rttemberg
vom 16.8.2000, auf die sich der Senat regelmÃ¤Ã�ig beruft und die den Beteiligten
bekannt ist, handelt es sich bei der TÃ¤tigkeit eines Registrators um eine
TÃ¤tigkeit, die auch im Wechsel zwischen Sitzen, Stehen und Gehen ausgeÃ¼bt
wird und in der Regel lediglich mit leichten Arbeiten verbunden ist. In diesem
Rahmen kann zwar das Heben und Tragen von Lasten (AktenvorgÃ¤nge,
PoststÃ¼cke) grundsÃ¤tzlich nicht vermieden werden, es kÃ¶nnen dabei im
Einzelfall durchaus Lasten von Ã¼ber 5 kg bis zu 10 kg zu bewegen sein, im
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Einzelfall kÃ¶nnen auch Zwangshaltungen und Ã�berkopfarbeiten hÃ¤ufig nicht
vermieden werden und â�� je nach Registratur â�� kÃ¶nnen durchaus auch
Arbeiten auf Leitern vorkommen. FÃ¼r den erkennenden Senat ist in stÃ¤ndiger
Rechtsprechung letztlich jedoch die berufskundliche EinschÃ¤tzung maÃ�gebend,
dass die kÃ¶rperliche Belastung insgesamt auch weitgehend von der jeweiligen
Arbeitsplatzgestaltung und der Arbeitsorganisation abhÃ¤ngt. Damit steht zur
Ã�berzeugung des Senats fest, dass das Bewegen von Lasten von Ã¼ber 5 kg bis
zu 10 kg, Zwangshaltungen und das Arbeiten auf Leitern nicht generell und in allen
FÃ¤llen mit der TÃ¤tigkeit eines Registrators verbunden sind. Dies deckt sich im
Ã�brigen mit den Kenntnissen des Senats Ã¼ber die TÃ¤tigkeit eines Registrators
z.B. bei einem Gericht, die damit aus berufskundlicher Sicht bestÃ¤tigt wurden.

SchlieÃ�lich erfÃ¼llt diese VerweisungstÃ¤tigkeit auch die hÃ¶chstrichterlich
vorgegebene Voraussetzung, dass auf eine TÃ¤tigkeit nur verwiesen werden darf,
wenn die fÃ¼r sie notwendigen Kenntnisse und FÃ¤higkeiten innerhalb einer bis zu
drei Monaten dauernden Einarbeitung und Einweisung erworben werden kÃ¶nnen
(BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 23). Denn nach der erwÃ¤hnten berufskundlichen
Stellungnahme betrÃ¤gt die Anlernzeit/Einarbeitungszeit Ã¼blicherweise nicht
lÃ¤nger als drei Monate. Sie hÃ¤ngt dabei zwar auch von den jeweiligen
persÃ¶nlichen FÃ¤higkeiten ab, ist aber weitgehend von Vorkenntnissen
unabhÃ¤ngig. Es handelt sich nÃ¤mlich um eine einfache AnlerntÃ¤tigkeit, fÃ¼r die
keinerlei besondere Ausbildung erforderlich ist.

Da also die fÃ¼r die AusÃ¼bung einer RegistratorentÃ¤tigkeit erforderliche
Einarbeitungszeit weitgehend von Vorkenntnissen unabhÃ¤ngig ist (und damit auch
von EDV- und Verwaltungsgrundkenntnissen), kann die Tatsache, dass der KlÃ¤ger
als ehemals handwerklich bzw. gewerblich TÃ¤tiger vorliegend Ã¼ber solche
Vorkenntnisse nicht verfÃ¼gt, im Ergebnis nicht dazu fÃ¼hren, dass er sich auf
eine lÃ¤ngere und damit nach der Rechtsprechung nicht mehr zumutbare
Einarbeitungszeit berufen kann. Dass beim KlÃ¤ger â�� von Vorkenntnissen
abgesehen â�� sonst eingeschrÃ¤nkte persÃ¶nliche FÃ¤higkeiten vorliegen, die
eine lÃ¤ngere Einarbeitungszeit begrÃ¼nden, ist weder ersichtlich noch
vorgetragen. Insbesondere bestehen beim KlÃ¤ger keine hirnorganischen
BeeintrÃ¤chtigungen hinsichtlich Auffassung, Ã�bersicht, Konzentration und
AbstraktionsvermÃ¶gen. In diesem Zusammenhang kann auch nicht unbeachtet
bleiben, dass der KlÃ¤ger nach Sachlage immerhin Ã¼ber die Kenntnisse und
FÃ¤higkeiten eines Facharbeiters verfÃ¼gt. Damit wird zumindest eine auf
normalem Niveau anzusiedelnde geistige LeistungsfÃ¤higkeit und damit auch
LernfÃ¤higkeit dokumentiert.

In Betracht kommt ferner die Verweisung auf gehobene BÃ¼ro- (Hilfs-) TÃ¤tigkeiten
der VergÃ¼tungsgruppe VIII BAT. Diese dem Bereich der angelernten TÃ¤tigkeiten
zuzuordnenden BÃ¼rotÃ¤tigkeiten sind einem Facharbeiter grundsÃ¤tzlich
zumutbar (Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 26.6.1995 â�� L 2 I
248/94 -). Dazu gehÃ¶rt z. B. die TÃ¤tigkeit eines Mitarbeiters in der Poststelle der
Verwaltungsabteilung â�� Allgemeine Verwaltung -.

Diese TÃ¤tigkeit umfasst folgende Aufgaben: Ã�ffnen der eingegangenen Post und
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Anbringung des Eingangsstempels, Verteilen der Post auf die Abteilungen und
Referate entsprechend dem Sachverhalt, Richten von abgehenden
Sammelsendungen, Kuvertieren der abgehenden Briefpost und Verpacken der
Paketsendungen, Bedienen des Freistemplers entsprechend der Aufgabeneinteilung
durch den Bearbeiter, Erfassung der Einschreibesendungen entsprechend der
Aufgabeneinteilung durch den Bearbeiter und BefÃ¶rderung der Post, entsprechend
der Anweisung des Bearbeiters, von und zum Postamt mit anstaltseigenem
Fahrzeug.

Es handelt sich um eine kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeit, die im Wechsel zwischen
Gehen, Sitzen und Stehen ausgeÃ¼bt werden kann. Zwar mÃ¼ssen in der
Poststelle der Verwaltungsabteilung Pakete oder KÃ¶rbe mit Postsendungen
gehoben oder getragen werden, die 5 kg oder mehr wiegen. Solche
TransporttÃ¤tigkeiten sind jedoch nicht typisch fÃ¼r die TÃ¤tigkeit in der Poststelle,
weil der Transportdienst von und zum Postamt sowie innerhalb der Poststelle nur
von wenigen, und zwar speziell hierfÃ¼r bestimmten Mitarbeitern wahrgenommen
wird. Die Mehrheit der Mitarbeiter der Poststelle ist hingegen ausschlieÃ�lich mit
dem Fertigmachen der auslaufenden Post und mit der Bearbeitung der eingehenden
Post betraut, so dass die zu verrichtenden Aufgaben nicht den Schweregrad leichter
kÃ¶rperlicher TÃ¤tigkeiten Ã¼bersteigen (Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-
Pfalz vom 26.5.1997 â�� L 2 I 47/95 â�� mwN).

Der Senat verneint das Vorliegen einer rentenrechtlich relevanten EinschrÃ¤nkung
der GehfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers.

Zwar gilt der Arbeitsmarkt als verschlossen, wenn der Weg zur Arbeitsstelle nicht
zurÃ¼ckgelegt werden kann. Zur ErwerbsfÃ¤higkeit gehÃ¶rt nÃ¤mlich auch das
VermÃ¶gen, einen Arbeitsplatz aufsuchen zu kÃ¶nnen (BSG SozR 2200 Â§ 1247
Nrn. 47, 50, 53, 56). Allerdings kann nach der Rechtsprechung des BSG (SozR 2200
Â§ 1247 Nr. 56) ErwerbsunfÃ¤higkeit (und damit entsprechend dem ab 1.1.2001
geltenden Recht volle Erwerbsminderung) in diesem Zusammenhang nur
angenommen werden, wenn nur noch eine GehfÃ¤higkeit vorhanden ist, die
maximal 500 Meter Wegstrecke zulÃ¤sst, der Versicherte keinen Arbeitsplatz inne
hat und einen solchen auch nicht mit Hilfe eines eigenen Kfz bzw. eines Fahrrads
erreichen kann (vgl. hierzu KassKomm-Niesel, Rdnr. 93 zu Â§ 43 SGB VI in der bis
31.12.2000 geltenden Fassung mwN) und der RentenversicherungstrÃ¤ger
diesbezÃ¼glich auch keine beruflichen Reha-Leistungen anbietet. Die Zumutbarkeit
der FuÃ�wege richtet sich hierbei nach allgemeinen medizinischen Kriterien. Sie ist
zu verneinen, wenn beim Gehen auch unter Verwendung von Hilfsmitteln (z. B.
GehstÃ¼tzen) erhebliche Schmerzen auftreten, Ã¼bermÃ¤Ã�ige kÃ¶rperliche
Anstrengungen erforderlich sind oder die Gesundheit in besonderer Weise
gefÃ¤hrdet ist. Die Zumutbarkeitsgrenze kann auch durch die fÃ¼r die Wegstrecke
erforderliche Zeit Ã¼berschritten werden. Das ist der Fall, wenn fÃ¼r 500 Meter
mehr als 20 Minuten benÃ¶tigt werden. In der Regel ist daher nur erwerbsunfÃ¤hig
(bzw. voll erwerbsgemindert), wer nicht in der Lage ist, tÃ¤glich viermal eine
Wegstrecke von mehr als 500 Metern mit zumutbarem Zeitaufwand zu FuÃ�
zurÃ¼ckzulegen und zweimal Ã¶ffentliche Verkehrsmittel wÃ¤hrend der
Hauptverkehrszeiten zu benutzen (BSG SozR 3-2200 Â§ 1247 Nr. 10).
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Besonderheiten zum Beispiel der individuellen Wohnlage und der Beschaffenheit in
Betracht kommender Wegstrecken sind bei der gebotenen generalisierenden
Abgrenzung des Versichertenrisikos unbeachtlich (vgl. hierzu BSG vom 17.12.1991
â�� 13/5 RJ 73/90 -).

Vorliegend hat der SachverstÃ¤ndige ein flottes und sicheres Gangbild festgestellt.
Ein Schonhinken habe auch am rechten Knie nicht festgestellt werden kÃ¶nnen. Bei
Ã¤uÃ�erer Betrachtung sei die Muskulatur der Oberschenkel beidseitig krÃ¤ftig
ausgebildet, rechts von der Tendenz her etwas stÃ¤rker. Es habe keine
Schleimhautreizung oder Ergussbildung bestanden und lediglich eine endgradige
BewegungseinschrÃ¤nkung vorgelegen. Damit ist die WegefÃ¤higkeit oben
beschriebenen Sinne erhalten.

Die vom KlÃ¤ger im Berufungsverfahren zuletzt vorgelegten Ã¤rztlichen Unterlagen
(wegen der Einzelheiten vgl. Blatt 104/107 und 109/110 der LSG-Akte) bedingen
nach Art und Umfang der darin beschriebenen Befunde keine abweichende
Leistungsbeurteilung. DiesbezÃ¼glich folgt der Senat vollumfÃ¤nglich der von der
Beklagten hierzu vorgelegten sozialmedizinischen Stellungnahme von Dr. S. vom
16.11.2005, wonach von akuten Krankheitsbildern mit dementsprechend nur
vorÃ¼bergehenden BeeintrÃ¤chtigungen auszugehen ist bzw. dadurch keine Ã¼ber
das SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. S. hinausgehenden qualitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen bedingt werden und aus der beim KlÃ¤ger bestehenden
Refluxerkrankung insbesondere keine zeitliche LeistungseinschrÃ¤nkung
begrÃ¼ndet abzuleiten ist.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 10.07.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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